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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über Gemeinschaftsanleihen 
— Drucksache 7/2777 — 

A. Problem 

In der EG besteht Einvernehmen darüber, daß die Gemeinschaft 
einen Beitrag zur Finanzierung der ölpreisbedingten Zahlungs- 
bilanzdefizite einiger Mitgliedstaaten leisten soll, um die Funk- 
tion des Gemeinsamen Marktes zu erhalten. 


B. Lösung 

Gestützt auf Artikel 235 EWG-Vertrag empfiehlt der Rat der 
Gemeinschaft eine Verordnung (EWG), durch die der Rat zur 
Kreditaufnahme bis zu 3 Milliarden Dollar einschließlich Zinsen 
ermächtigt wird und der Garantiehöchstrahmen für die einzel- 
nen Mitgliedstaaten (Bundesrepublik Deutschland 44,04 %) 
festgelegt wird. 

Der Ausschuß empfiehlt, von der Vorlage Kenntnis zu nehmen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Für den Bund entstehen unmittelbar keine Kosten, jedoch 
Eventualverbindlichkeiten, soweit von der Verordnung Ge- 
brauch gemacht wird. Es wird auf den Entwurf eines Gesetzes 
über die Finanzierung ölpreisbedingter Zahlungsbilanzdefizite 
von Mitgliedstaaten im Rahmen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft — Drucksache 7/2860 — verwiesen. 
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Drucks ache 7/3028 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wagner (Trier) 


Die Vorlage — Drucksache 7/2777 — wurde mit 
Schreiben des Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages vom 15. November 1974 an den Finanzaus- 
schuß federführend sowie an den Ausschuß für Wirt- 
schaft und an den Haushaltsausschuß mitberatend 
überwiesen. Die Ausschüsse haben über die Vorlage 
am 11. und 18. Dezember 1974 beraten. Die Vorlage 
steht im Sachzusammenhang mit der Entschließung 
des Europäischen Parlaments — Drucksache 7/2778 — 
und dem Entwurf eines Gesetzes über die Finanzie- 
rung ölpreisbedingter Zahlungsbilanzdefizite von 
Mitgliedstaaten im Rahmen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft — Drucksache 7/2860 — ; beide 
Vorlagen sind federführend dem Haushaltsausschuß 
überwiesen worden, auf dessen Bericht — Druck- 
sache 7/2961 — und die darin enthaltene Entschlie- 
ßung ergänzend Bezug genommen wird. 

Der Vorschlag einer Verordnung (EWG) über Ge- 
meinschaftsanleihen ist auf Artikel 235 EWG- 


Bonn, den 18. Dezember 1974 

Dr. Wagner (Trier) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von der Vorlage — Drucksache 7/2777 — Kenntnis zu 


Vertrag gestützt und ermächtigt die Gemeinschaft 
zur Kreditaufnahme für die Weitergabe der Mittel 
an Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, welche durch 
die Ölpreiserhöhung hervorgerufene Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten haben. Die Unterstützung der um 
Mittel nachsuchenden Mitgliedstaaten kann unter 
Bedingungen und Auflagen erfolgen. Aus der Fest- 
legung eines Garantie-Rahmens für die einzel- 
nen Mitgliedstaaten (Bundesrepublik Deutschland 
44,04 Vo) folgt, daß die Gemeinschaft entsprechende 
Garantieversprechen abgeben können soll. Der Ver- 
ordnungsvorschlag begrenzt die Kreditaufnahme- 
ermächtigung auf 3 Milliarden Dollar einschließlich 
Zinsen. 

Der Ausschuß hat die Vorlage in Übereinstim- 
mung mit den Empfehlungen des mitberatenden 
Ausschusses einstimmig zur Kenntnis genommen. 


nehmen. 


Bonn, den 18. Dezember 19^4 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke 

Vorsitzende 


Dr. Wagner (Trier) 

Berichterstatter 
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